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Skandal ohne Grenzen. 
Sind die deutschen Waffenexporte noch unter politischer Kontrolle? 

 
Vortrag von Prof. Dr. Wolfram Wette, Freiburg i. Br., 

beim Kolloquium für Helmut Kramer – ‚Richter – Mahner – Streiter‘, 
im Gewerkschaftshaus Braunschweig, Wilhelmstr. 5, 38100 Braunschweig, 

am Freitag, 19. November 2021, 16.20-16.55 Uhr 
(Bearbeitungsstand: 10.11.2021) 

 
„Recht ist, was den Waffen nützt“ heißt der Titel eines Buches über Justiz und Pazifismus 
im 20. Jahrhundert, das Helmut Kramer und ich im Jahre 2004 gemeinsam im Berliner 
Aufbau-Verlag herausgegeben haben.1 Im Untertitel steht „Justiz und Pazifismus im 20. 
Jahrhundert“. Hans-Jochen Vogel förderte das Werk mit einem Geleitwort. Geschrieben 
wurde es je zur Hälfte von Juristen und Historikern – eine nicht eben alltägliche Zusam-
menarbeit! Einige der damals Mitwirkenden sind heute unter uns. „Was den Waffen nützt“ 
– das ist eine Metapher für kriegerisches Denken, für Gewaltpolitik, Rüstungsproduktion, 
Militärapparat, und damit auch für Rüstungsexporte. Auch der Waffenhandel folgt der 
Kriegslogik und nicht der Friedenslogik. 
Ganz unwissenschaftlich spreche ich von einem „Skandal ohne Grenzen“.2 Die Formulie-
rung geht zurück auf eine rüstungskritische Aktion, die im Jahre 2007 in meiner Heimat-
stadt Waldkirch bei Freiburg gestartet wurde.3 Möglicherweise haben wir sie damals aus 
einem der Rüstungsexportberichte der „Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwicklung 
(GKKE)“ entlehnt, in der die evangelische und die katholische Kirche zusammenwirken.4 
Den Skandal sahen und sehen wir darin, dass sich Deutschland seit langem daran betei-
ligt, die Welt mit Waffen vollzupumpen.  
Wir sahen den Skandal weiterhin darin, dass sich die deutsche Bundesregierung zwar 
relativ restriktive Rüstungsexportregeln selbst verordnet, sich aber nur selten an diese 
gehalten hat. Seit Jahren gehört Deutschland zu den größten Waffenexporteuren der 
Welt. Damit bringt unser Land nicht mehr Sicherheit und Frieden, sondern mehr Leid und 
Unfrieden in die Welt. Im Jahre 2018 beklagten die beiden Kirchen bei der Vorlage des 
damaligen Rüstungsexportberichts ausdrücklich die „politische Ohnmacht“ der Bundesre-
gierung.5 In die gleiche Richtung zielt meine Frage: „Sind die deutschen Waffenexporte 
noch unter politischer Kontrolle?“ 
 
Das Volumen der Rüstungsexporte 
 
Die wirtschaftliche Bedeutung des Waffenexportgeschäfts ist – in gesamtwirtschaftlicher 
Perspektive betrachtet – nicht besonders groß?6 Lobbyisten machen die ökonomische 
Rechnung auf, der Anteil der Rüstungsexporte am Volumen der deutschen Exporte habe 
2009 weniger als 1 Prozent ausgemacht und der Anteil am Bruttoinlandsprodukt betrage 
lediglich 0,2 Prozent.7 Die Zahl der Arbeitsplätze in der deutschen Waffenindustrie liegt 
zwischen 55.000 und 90.000.8 Zum Vergleich: In der Phase des Übergangs von Verbren-
nungsmotoren zu Elektroautos stehen – nach Schätzungen der IG-Metall – 200.000 bis 
400.000 Arbeitsplätze auf der Kippe.9  
Das bedeutet: Die immer wieder ins Feld geführte Argument, die Waffenexporte seien 
schon deswegen unverzichtbar, weil sie Arbeitsplätze sicherten, hat weniger Gewicht als 
vielfach angenommen. Im Hinblick auf eine wünschenswerte Rüstungskonversion stellen 
die Arbeitsplätze keineswegs ein unüberwindbares Hindernis dar. 
Dieser Tage – November 2021 – veröffentlichte die kritische Website „Nachdenkseiten“ 
eine Bilanz der deutschen Waffenexporte in den 16 Jahren der Ära Merkel (2006-2021).10 
Als Quelle dienen dem Autor Jakob Reimann die alljährlich im Juni von der Bundesregie-
rung vorgelegten Rüstungsexportberichte. In der Analyse ist zu lesen: „Die Rüstungsex-
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portpolitik der letzten 16 Jahre ist verheerend: Angela Merkel verkaufte Waffen im Wert 
von über 92 Milliarden Euro an 165 Länder der Welt (von 193 anerkannten). Diese Länder 
stellen 98 Prozent der Weltbevölkerung. Die Hälfte aller Genehmigungen ging an soge-
nannte Drittländer [außerhalb von EU und Nato], an die Verkäufe eigentlich tabu sein soll-
ten; darunter viele Länder, die mit Waffenembargos belegt sind. Auch schwerstes Kriegs-
gerät wie Panzer, U-Boote und Kampfjets wurden an Länder auf jedem Kontinent verteilt. 
Die Hochrüstung der Welt ist das katastrophale Erbe der Merkel-Jahre.“ Fazit des Autors: 
Die Praxis der Waffenexportpolitik spreche der immer wieder behaupteten Zurückhaltung 
„maximalen Hohn“. Vieles geschehe, schreibt er, „im Geiste des Rechtsbruchs“. 
 
Die Kritiker der Waffenexporte 
 
Die Bewertung des Waffenexportgeschäfts als „Skandal ohne Grenzen“ ist primär morali-
scher Natur. Sie ergibt sich aus dem spezifischen Verwendungszweck der exportierten 
Waffen. Waffen unterscheiden sich von allen anderen Exportgütern dadurch, dass sie der 
Tötung von Menschen und der Vernichtung von Sachen dienen. Seit etwa 2015 weist eine 
rüstungskritische Kampagne zudem verstärkt auf den Zusammenhang von Waffenexpor-
ten und Flüchtlingsbewegungen hin.11 Wer kritisch vom „Export des Todes“ spricht12, 
nimmt die Perspektive der Opfer dieser Waffen ein und fällt ein moralisches Urteil.13  
Als Gegner des Waffenexportgeschehens sind in Deutschland hervorgetreten: Die Links-
partei, ein relevanter Teil der Abgeordneten von SPD und von Bündnis 90/Die Grünen, 
einzelne Gewerkschaftsfunktionäre14, Teile der beiden Großkirchen und eine große An-
zahl von Menschenrechtsorganisationen. Die schlagkräftigste gesellschaftliche Gruppe 
der Gegner von Waffenexporten ist heute die „Aktion Aufschrei. Stoppt den Waffenhan-
del“15. Gegründet im Jahre 2011, also genau vor einem Jahrzehnt, gehören ihr aktuell 
mehr als 100 rüstungskritische Vereinigungen an, die für Hunderttausende von Mitglie-
dern und Anhängern sprechen dürften.  
Zu den Gegnern der deutschen Waffenexporte gehören darüber hinaus jene Millionen von 
Menschen, die – vielen Meinungsumfragen zufolge – Gegner des Waffenhandels sind. 
Sie machen zwischen 70 und 80 Prozent der Bevölkerung aus. Diese Menschen kennen 
sich nicht in den Einzelheiten des Dschungels der Waffenexporte aus. Vielmehr dürfte 
ihre ablehnende Haltung als ein Reflex auf die deutsche Gewaltgeschichte des 20. Jahr-
hunderts zu interpretieren sein. Auch die mehrheitliche Skepsis der deutschen Bevölke-
rung gegenüber weltweiten deutschen Militäreinsätzen nährt sich aus diesem historischen 
Kontext.16 Damit steht diese 4/5-Mehrheit der Bevölkerung unseres Landes ganz auf dem 
Boden des Grundgesetzes, in dessen Präambel als grundlegendes Versprechen der 
Deutschen formuliert wird, „in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu diesen“.17 
 
Wo bleibt die politische Kontrolle der Bundesregierung? 
 
Die Waffenlobby rezipiert diese Stimmung natürlich ganz genau, und natürlich tun dies 
auch die verantwortlichen Politikerinnen und Politiker unseres Landes. Aber es fehlt der 
politische Willen; es fehlen die Taten. Nehmen wir exemplarisch den Fall des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel! 2013, als er noch Vorsitzender seiner Partei war, ätzte er ange-
sichts des riesigen Volumens der deutschen Waffenexporte, das sei „eine große Schan-
de“ für Deutschland. Als er dann Bundeswirtschaftsminister wurde, stiegen die Waffenex-
porte entgegen seinen Ankündigungen erneut an.18 Er wollte wohl bremsen, konnte sich 
jedoch nicht durchsetzen. Wiederum drängt sich die beunruhigende Frage auf: „Sind die 
deutschen Waffenexporte noch unter politischer Kontrolle?“ 
Aufsehen erregte, dass es dem Vorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion, Rolf Mützen-
ich, im September 2019 gelang, Kriegslieferungen an Saudi-Arabien zumindest temporär 
zu verhindern. Aktuelle Gründe dafür waren die Ermordung des saudischen Journalisten 
Jamal Khashoggi und die Beteiligung Saudi-Arabiens am Krieg im Jemen.19 Aber trotz 
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solcher Einzelerfolge ist es bislang nicht gelungen, dem „Skandal ohne Grenzen“ dauer-
haft Einhalt zu gebieten. Deutschland rangiert noch immer in der Spitzengruppe der Waf-
fenexporteure der Welt?20 In den 1990er Jahren stand Deutschland gar auf Platz 2 dieser 
unrühmlichen Weltrangliste, gleich nach den USA. 2007 dann war es Platz 3, nach den 
USA und Russland, was den Anstoß für die erwähnte Waldkircher Erklärung gab. Aktuell 
(2020) ist es Platz 4 nach den USA, Russland und Frankreich. 2019 genehmigte die Bun-
desregierung so viele Waffenexporte wie nie zuvor – im Wert von 8 Milliarden Euro.21 
 
Militärisch-Industrieller Komplex (MIK) 
 
Beim Thema Waffenexport haben wir es nicht nur mit einem ökonomischen Vorgang zu 
tun, sondern mit einem Geflecht von vielfältigen politischen, wirtschaftlichen, ideologi-
schen und wissenschaftlichen Interessen. Die Analyse dieses Bündels von Interessen 
wird dadurch erschwert, dass alles, was mit Waffen zu tun hat, von den Betreibern seit 
jeher mit einem Schleier strikter militärischer Geheimhaltung umgeben wird. In unserer 
Republik gibt es zwei Instanzen, die für Waffenexporte entscheidend sind, nämlich das 
Bundeswirtschaftsministerium, das über 95 Prozent der Rüstungsexporte bürokratisch 
entscheidet, sowie den Bundessicherheitsrat (BSR). Bei letzterem handelt es sich um 
einen Ausschuss des Bundeskabinetts, der unter dem Vorsitz der Bundeskanzlerin/des 
Bundeskanzlers berät und entscheidet. Beide Instanzen operieren im Geheimen.22 Wir 
wissen nicht, wie die neun Mitglieder des BSR jeweils abstimmen und wie sie ihre Voten 
begründen.23 Erst in jüngster Zeit informiert die Bundesregierung immerhin nach den im 
BSR getroffenen Entscheidungen den Bundestag und die Öffentlichkeit über die geneh-
migten Waffenexporte. Eine parlamentarische Kontrolle gibt es noch immer nicht. 
Die Politik verweist auf restriktive Rüstungskontrollgesetze und Richtlinien, die im interna-
tionalen Vergleich angeblich einmalig seien, nämlich: Das Kriegswaffenkontrollgesetz, das 
Außenwirtschaftsgesetz und die Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den 
Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern. Fakt ist, dass dieses Regelwerk 
nicht zum gewünschten Erfolg geführt hat. Im Gegenteil! Die Waffenexporte steigen und 
die Kritik an ihnen wächst. Wenn Kritiker auf Schlupflöcher im Regelwerk hinweisen, be-
tont das federführende Bundeswirtschaftsministerium die „hohen moralischen und ethi-
schen Kriterien“, von denen sich die Verantwortlichen bei ihren Entscheidungen über Waf-
fenexporte leiten ließen.24  
An dieser Stelle kommt das Erklärungsmodell „Militärisch-industrieller Komplex (MIK)“ in 
den Blick. Es wurde seitens der Rüstungslobby gelegentlich als Verschwörungstheorie 
denunziert, was der Sache jedoch in keiner Weise gerecht wird. Die Vorstellung, dass 
sich ein solcher Komplex – im Sinne einer Machtzusammenballung – herausgebildet ha-
be, wurde in den USA geboren. Erstmals der Öffentlichkeit präsentiert wurde sie von dem 
amerikanischen Soziologen Charles Wright Mills im Jahre 1956.25 Ein paar Jahre später 
fand das Denkmodell dieses Wissenschaftlers weltweite Beachtung dadurch, dass kein 
Geringerer als General Dwight D. Eisenhower, Präsident der USA von 1953 bis 1961, sie 
in seiner Abschiedsrede aufgriff und dabei den Begriff „Militärisch-industrieller Komplex 
(MIK)“ publik machte. Der vormals hochrangige Offizier sprach von Verflechtungen und 
Einflüssen, die eine Gefahr für die amerikanische Demokratie darstellten. Weiterhin warn-
te er, die wirtschaftlichen Bestrebungen des MIK könnten sich auf die Politik in der Weise 
auswirken, dass die Politiker als verlängerter Arm der Rüstungsindustrie agierten und 
diese drängten, Konflikte eher militärisch als politisch zu lösen.26 Mit anderen Worten: Der 
MIK sei gefährlich, weil er aus sich heraus eine kriegstreiberische Dynamik entfalten kön-
ne. 
Gibt es einen solchen oder ähnlichen MIK auch in Deutschland? Im Jahre 1949 erklärte 
der SPD-Politiker Carlo Schmid im verfassungsgebenden Parlamentarischen Rat, „dass in 
Deutschland keine Kanonen mehr gebaut werden sollen, nicht nur für uns, sondern auch 
für andere nicht“.27 Wie bekannt, hielt dieses Versprechen nicht lange an. Zunächst tätigte 

http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/A/aussenwirtschaftsrecht-grundsaetze,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/A/aussenwirtschaftsrecht-grundsaetze,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
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die Bonner Regierung den Großteil ihrer Waffenkäufe in den USA – zum Wohlgefallen der 
dortigen Rüstungsindustrie. Im weiteren Verlauf des Kalten Krieges und der westdeut-
schen Wiederaufrüstung entstand in Westdeutschland bereits ein Jahrzehnt nach Kriegs-
ende wieder eine neue deutsche Rüstungsindustrie. Als sich herausstellte, dass der 
westdeutsche Markt alleine die Gewinnerwartungen der Industrie nicht erfüllen konnte, 
begann der Export von deutschen Waffen.  
Im Jahre 1989, am Ende des Kalten Krieges, war die staatlich subventionierte, bundes-
deutsche Rüstungsindustrie bereits die weltweit sechstgrößte, nach den USA, der 
UdSSR, China, Frankreich und Großbritannien.28 Der Rüstungsexperte Michael Brzoska, 
2006-2016 Wissenschaftlicher Direktor des Hamburger „Instituts für Friedensforschung 
und Sicherheitspolitik“ (IFSH)29, bejahte schon früh – 1989 – die Frage, ob es auch in 
Deutschland einen „Militärisch-industriellen Komplex“ gebe. Obwohl dieser etliche Unter-
schiede zum MIK in den USA aufweise, habe das MIK-Konzept auch für die Bundesre-
publik eine „grundsätzliche Gültigkeit“. Denn, ich zitiere Brzoska: „Wirtschaftliche und mili-
tärische Interessen beherrschen die politische Entscheidungsfindung […].“30 Dabei ist die 
Besonderheit zu beachten, dass in Deutschland die hohen Forschungs- und Entwick-
lungskosten in der Regel vom bundesdeutschen Steuerzahler finanziert werden.  
Die kritischen Rüstungsforscher erkannten, dass in dem deutschen „Militärisch-
industriellen Komplex“ neben militärischen und wirtschaftlichen Interessen auch Interes-
sen der Politik, der Bürokratie, der Geheimdienste, der Wissenschaft und der Medien 
wirksam sind. Die Protagonisten des MIK verfolgen eine eigene Medienstrategie. Durch 
Feindbilder und systematische Irreführungen, durch Hinweise auf Bedrohungspotentiale, 
auf die allfällige Notwendigkeit der „Verteidigung“ – die neuerdings global gedacht wird 
und sich von den Landesgrenzen gelöst hat –, auf bedrohte Menschenrechte, auf die Ge-
fahren für Freiheit und Demokratie, versuchen sie die staatliche Politik in ihrem Sinne zu 
beeinflussen, mit Erfolg, wie man sieht.  
 
Strafverfahren wegen illegaler Waffenexporte 
 
Heute gehen zivilgesellschaftliche Organisationen wie „Amnesty International“ oder die 
„Aktion Aufschrei“ den Weg, in das auswuchernde Waffenexportgeschäft durch Strafan-
zeigen gegen Rüstungskonzerne einzugreifen. Eine 300 Seiten umfassende Anzeige, in 
der deutschen Rüstungsfirmen die Beteiligung an Kriegsverbrechen vorgeworfen wird, 
liegt derzeit dem Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag vor.31 Generell sind die 
rüstungskritischen Aktivisten bestrebt, illegale Exporte ans Licht der Öffentlichkeit zu brin-
gen und die dafür verantwortlichen Rüstungsmanager und Politiker der Justiz zu überstel-
len. Jahrelang stießen sie dabei auf hinhaltenden Widerstand von Staatsanwälten und 
Richtern, die sich offenbar noch immer der traditionsreichen Devise „Recht ist, was den 
Waffen nützt“ verpflichtet fühlten.32  
Zuletzt konnte die „Aktion Aufschrei – Stoppt den Waffenhandel“ allerdings auch spekta-
kuläre Erfolge erringen. Sie wies illegale Exporte der Waffenfabriken Heckler & Koch im 
baden-württembergischen Oberndorf und von SIG Sauer in Eckernförde, Schleswig-
Holstein, nach. Rechtswidrig geliefert wurde nach Mexiko und Kolumbien. Die Strafverfah-
ren gingen bis vor den Bundesgerichtshof und endeten mit hohen Strafen für die Rüs-
tungsunternehmen in der Höhe von 3 und 11 Millionen Euro.33 Das lässt hoffen, dass die 
deutsche Justiz nunmehr in Waffenangelegenheiten anders entscheidet als es vor einem 
Jahrhundert die politische Justiz der Weimarer Zeit zu tun pflegte. Sie verfolge die Kritiker, 
die illegale Rüstungen aufdeckten, mit dem Vorwurf des Landesverrats.34 
Das Kalkül der Waffenexportkritiker geht dahin, dass das Leitungspersonal der Rüstungs-
schmieden durch Strafen und die mit ihnen einhergehende Furcht vor einem nachhaltigen 
Imageschaden für ihre Unternehmen dazu veranlasst wird, wenigstens die gesetzlichen 
Vorgaben strikt einzuhalten. Darüber hinaus können Strafverfahren jene Menschen ermu-
tigen, die Waffenexporten gegenüber kritisch eingestellt sind. Denn diese Verfahren sind 
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ein Beleg dafür, dass das Engagement der Gegner von Waffenexporten durchaus nicht 
folgenlos sein muss, sondern dass es etwas bewegen kann, auch wenn der Weg zu einer 
generellen Delegitimierung der Waffenexporte noch weit ist.  
Die Aktionen von Rüstungskritikern richten sich nicht nur gegen kriminelle Exporte deut-
scher Waffenhersteller, sondern auch gegen die Exekutive, die ihre eigenen Grundsätze 
und Richtlinien nicht einhält.35 Im Friedensgutachten 2021 der vier deutschen Friedens-
forschungsinstitute formulieren die Rüstungsforscher die folgende, deprimierende Lage-
beurteilung: „Bereits jetzt tragen Rüstungsexporte aus den EU-Staaten weltweit zu Gewalt 
und Unterdrückung bei. Die Regierungen [der Europäischen Union, W.W.] erfüllen ihre 
selbst gestellten Standards nicht.“36   
 
Argumente der Rüstungslobby 
 
Die wirtschaftsfreundlichen Teile der jeweiligen Bundesregierungen – und ebenso natür-
lich die Rüstungslobby – sehen in den Waffenexporten keineswegs etwas Schändliches, 
kein „Teufelszeug“, wie Willy Brandt einmal die Atomwaffen nannte.37 Die moralische Di-
mension ausblendend, betrachten sie den Waffenhandel als einen Wirtschaftsfaktor, der 
ökonomischen und politischen Profit abwirft. In der öffentlichen Diskussion über dieses 
Politikthema muss es daher darum gehen, diese Profitlogik als eine kaum verhüllte 
Kriegslogik kenntlich zu machen: Exportierte Waffen sind geeignet, Konflikte anzuheizen 
und die Schwelle zum kriegerischen Konfliktaustrag zu senken. Und das Wichtigste: Ohne 
die Waffen aus den Industrieländern könnten die Konflikte in den Krisenregionen der Welt 
nicht mit modernem Kriegsgerät ausgetragen werden.  
Verteidiger der Waffenexporte bringen häufig die folgenden drei Argumente vor:  

1. Jedes Land hat das Recht, sich zur Selbstverteidigung mit Waffen zu schützen.  
2. Nur wenn die deutschen Waffenschmieden exportieren und damit Profite erwirt-

schaften können, rechne sich dieser Wirtschaftszweig in ökonomischer Hinsicht 
und Deutschland könne technologisch mithalten. 

3. „Wenn wir nicht liefern, dann liefern halt die anderen.“ 
Mit dem erstgenannten Argument – Recht auf Selbstverteidigung – lässt sich nahezu jede 
Schandtat beschönigen. Das Diktum, unsere Sicherheit werde „auch am Hindukusch“ 
verteidigt38, haben wir noch im Ohr. Seit dem Ersten Weltkrieg können wir beobachten, 
dass die auf Aggression setzenden Politiker gelernt haben, ihre Absichten propagandis-
tisch in Verteidigungshandlungen umzulügen.39 Die These von der Notwendigkeit der mili-
tärischen Verteidigung perpetuiert die Praxis des kriegerischen Konfliktaustrags und trägt 
dazu bei, das Gewicht der Diplomatie zu mindern sowie die Strategien der Krisenpräven-
tion und der Konfliktlösung unter Verzicht auf militärische Gewalt gering zu schätzen. 
Das zweite Argument – das Profitargument – dürfte, rein betriebswirtschaftlich betrachtet, 
zutreffend sein. Wobei zu bedenken ist, dass der Staat der Rüstungsindustrie seit langem 
bereits kräftig unter die Arme greift, u.a. durch die Absicherung der Waffenexporte mithilfe 
von Hermes-Krediten.40 Im Umkehrschluss bedeutet das, dass der Staat bei einer ange-
strebten Konversion der Rüstungsindustrie behilflich sein muss. 
Inflationär gebraucht wird das letztgenannte Argument – „dann liefern halt andere“. Mit 
ihm soll den Rüstungskritikern der Schneid abgekauft und einer fatalistischen Einstellung 
Nahrung gegeben werden. Motto: Man kann ja doch nichts ändern. Vordergründig be-
trachtet, ist leider zutreffend, dass die Konkurrenz auf dem internationalen Rüstungsmarkt 
stets bereit steht. Tatsächlich sollte es der deutschen Politik jedoch darum gehen, aus 
dieser kapitalistischen Sackgasse auszubrechen und das Thema Waffenexporte endlich 
aus dem politischen Schattendasein hervorzuholen. Es gilt, ein positives Beispiel zu set-
zen und auch auf diesem Gebiet eine neue Koalition der Willigen zu bilden. Solche Willi-
gen gibt es unter anderem bereits beim Klimaschutz, beim Ausstieg aus der Atomenergie, 
bei internationalen Hilfsaktionen in Katastrophenfällen, im Kampf gegen den Hunger – 
warum sollte es eine solche Koalition nicht auch beim Verzicht auf Waffenexporte geben! 
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Indem Deutschland einmal mehr die Lehren aus der eigenen Gewaltgeschichte im 20. 
Jahrhundert zieht, darf es sich legitimiert sehen, mit einem Verzicht auf Rüstungsexporte 
voranzugehen und damit ein Zeichen zu setzen. 
Wir waren übrigens schon einmal weiter: Im Jahre 1971, zur Zeit der Regierung 
Brandt/Scheel beschloss die von ihnen geführte Bundesregierung: „Als ein weiterer Bei-
trag zur Sicherung des Friedens in der Welt soll der Export von Kriegswaffen in die Län-
der außerhalb des atlantischen Bündnisses grundsätzlich unterbleiben.“41 
 
Europäische Rüstungsexportkontrolle 
 
In der aktuellen politischen Diskussion spielt die zunehmende Europäisierung der Rüs-
tungsproduktion eine wichtige Rolle. Dabei haben wir es mit einer janusköpfigen Entwick-
lung zu tun. Aus ökonomischer und sicherheitspolitischer Perspektive bringt die Rüs-
tungskooperation Vorteile. Hinsichtlich der Kontrolle und Reduzierung von Rüstungsex-
porten besteht jedoch die reale Gefahr, dass die Waffenschmieden noch leichter als zuvor 
Wege suchen und finden, Beschränkungen zu unterlaufen. Diese Gefahr kommt beson-
ders zum Tragen, wenn an der Produktion einer bestimmten Waffe oder eines Waffensys-
tems mehrere europäische Länder beteiligt sind. Die Rüstungsindustrie wird unter diesen 
Bedingungen bestrebt sein, die Endfertigung – und damit die Entscheidung über den Ex-
port – in das Land zu verlagern, das die am wenigsten restriktiven Bestimmungen hat. 
Durch diese Konkurrenzsituation kann ein Druck entstehen, immer laschere Rüstungsex-
portgesetze zu beschließen. Profitieren würde die Rüstungsindustrie. Der Staat dagegen 
würde an Einflussmöglichkeiten verlieren.42 Somit besteht die Gefahr einer weiter zuneh-
menden Verselbständigung des Militärisch-Industriellen Komplexes (MIK) in der Europäi-
schen Union. 
Dieser Befund befeuert nicht nur die zivilgesellschaftlichen Proteste gegen die Rüstungs-
exportpolitik, sondern fordert auch die neue rot-grün-gelbe Bundesregierung zu Taten 
heraus. Als weltweit viertgrößter Rüstungsexporteur hat das Land die Chance, eine euro-
päische Rüstungsexportkontrolle ohne Hintertüren und Schlupflöcher anzustoßen und auf 
ihre Realisierung zu dringen. Die deutschen Friedensforschungsinstitute fordern in ihrem 
Gutachten 2021: „Dies könnte zum Beispiel in Form eines eigenen Rüstungsexportkon-
trollgesetzes geschehen, wie es für Deutschland unter anderem von den Grünen, Green-
peace und der Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE) geordert wird.“43 
Durch ein solches EU-Gesetz müssten zumindest Waffenexporte in kriegsführende und 
menschenrechtsverletzende Ländern strikt unterbunden werden. 
Nach den Bundestagswahlen vom 26. September 2021 hat unser Thema in den Sondie-
rungsgesprächen von SPD, Grünen und FDP eine Rolle gespielt. Die zukünftigen Regie-
rungsparteien fordern eine „abrüstungspolitische Offensive“ und verbindliche Regeln für 
eine „restriktive Rüstungsexportpolitik“. Mit den europäischen Partnern wolle man „eine 
entsprechende EU-Rüstungsexportverordnung“ abstimmen.44 Was daraus wird, bleibt 
abzuwarten. Nach einem Aufbruch klingt diese Absichtserklärung jedenfalls nicht. 
 
Schluss 
 
Man muss sich klar machen: Waffenexporte sind Teil eines größeren Ganzen, nämlich 
der profitorientierten Rüstungsindustrie, die ihrerseits in einem Militärisch-Industriellen 
Komplex (MIK) verwurzelt ist. Dieser ist längst nicht mehr rein national organisiert, son-
dern in eine wachsende europäische Rüstungskooperation integriert. Allerorten mangelt 
es an parlamentarischer Kontrolle. Die politischen Absichtserklärungen, Waffenexporte 
müssten restriktiv gehandhabt werden, haben sich als wohlfeil erwiesen. Dieser Befund 
beschädigte die Glaubwürdigkeit der regierenden Politikerinnen und Politiker. Er provo-
zierte zugleich die Frage, ob die deutschen Waffenexporte überhaupt noch unter politi-
scher Kontrolle sind. Damit verbindet sich der Verdacht, dass der Militärisch-Industrielle 
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Komplex auch in Deutschland eine Eigendynamik entwickelt hat. Sein Einfluss ragt bis 
weit in das Bundeswirtschaftsministerium und in den Bundessicherheitsrat hinein. Das 
bedeutet, dass sich viele der Entscheider in diesen Institutionen den Interessen der Rüs-
tungsindustrie verpflichtet fühlen und ihre Genehmigungsbefugnis nicht restriktiv, sondern 
industriefreundlich auslegen. Sie legalisieren damit, was nicht legalisiert werden dürfte. So 
verwundert es kaum, dass illegale Waffenexporte nicht von staatlichen Instanzen aufge-
deckt und der strafrechtlichen Verfolgung zugeführt wurden, sondern durch Aktivisten der 
Zivilgesellschaft.  
Für die deutsche Seite stellt der skandalöse Waffenexport ein besonderes Problem dar. 
Hat dieses Land doch aus dem Zweiten Weltkrieg die Lehre gezogen: „Von deutschem 
Boden darf nie wieder Krieg ausgehen!“45 Mit den Waffenexporten wird diese grundlegen-
de politische Orientierung jedoch unterlaufen. Mit dem Gegensteuern befinden wir uns 
erst am Anfang. Immerhin haben sich hierzulande zivilgesellschaftliche Kräfte formiert, die 
bestrebt sind, den Skandal der Waffenexporte verstärkt im öffentlichen Bewusstsein zu 
verankern und sich international zu vernetzen.46 Die Bundesregierung muss beweisen. 
dass sie willens und in der Lage ist, die politische Kontrolle über die schändliche Praxis 
der Waffenexporte zurückzugewinnen. 
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